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Amts⸗Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
AN 49. Marienwerder, den 7. Dezember 1898. 


Verordnungen und Bekanntmachungen falls ſich ein Bedürfniß hierzu ergeben ſollte, auch der 
der Provinzial⸗Behörden ꝛc. Unternehmerin weitere Auflagen namentlich auch in 
I) Bekanntmachung. Bezug auf die Bahnanlage anzuordnen. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des Bei ſpäteren Ergänzungen der Bahnanlage und 
Gutsbeſitzers und Gutsvorſtehers Otto Frieſe in der Betriebsmittel darf ohne Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
Neuvorwerk zum Standesbeamten für den Standes⸗ behörde von der durch dieſe Genehmigung feſtgeſetzten 
amtsbezirk Schwenten, Kreiſes Graudenz, an Stelle Konſtruktion nicht abgewichen werden. 
des verſtorbenen Gutsbeſitzers Frieſe in Schwenten zur Die Vollendung und Inbetriebnahme muß läng⸗ 
öffentlichen Kenntniß. ſtens innerhalb zweier Jahre nach der Veröffentlichung 

Danzig, den 26. November 1898. dieſer Genehmigung in dem Regierungsamtsblatte er⸗ 

Der Ober⸗Präſident. folgen. Für den Fall, daß die Unternehmerin dieſer 
2) Bekanntmachung. Verpflichtung nicht nachkommen ſollte, iſt dieſelbe zur 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des Zahlung einer Konventionalſtrafe von zehntauſend Mark 
Lehrers Bahl in Altmark zum zweiten Stellvertreterſmit der Maßgabe verpflichtet, daß die Entſcheidung 
des Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Alt⸗ darüber, ob und bis zu welchem Betrage dieſelbe als 
mark, Kreiſes Stuhm, an Stelle des verſetzten Lehrers verfallen anzuſehen iſt, dem Herrn Miniſter der öffent⸗ 
Dieſing in Altmark zur öffentlichen Kenntniß. lichen Arbeiten zuſteht. 

Danzig, den 27. November 1898. $ 2. Bei der Ausführung des Baues hat die 

Der Ober⸗Präſident. Unternehmerin dafür zu ſorgen, daß die Benutzung der 
8) Geuehmigungs⸗Urkunde für die elek⸗ öffentlichen Wege durch die Bauarbeiten nicht verhindert 
triſche Straßenbahn in Thorn. oder erſchwert wird, und daß die in oder an dem 

Zur Herſtellung und zum Betriebe einer ſchmal⸗Straßenkörper befindlichen Anlagen keinen Schaden er⸗ 
ſpurigen (1 m breiten) Kleinbahn in der Stadt Thorn leiden. Den von der Wegepolizeibehörde dieſerhalb 
(jedoch unter Ausſchluß der Benutzung der Eiſenbahn⸗ getroffenen Anordnungen iſt Folge zu leiſten. Für die 
brücke vgl. 5 111“) für die Beförderung von Perſonen durch die Bauarbeiten an öffentlichem oder Privat⸗ 
mittelſt elektriſcher Kraft ertheile ich der Elektrizitäts⸗ eigenthum verurſachten Beſchädigungen iſt die Unter⸗ 
Geſellſchaft Felix Singer & Co., Aktien⸗Geſellſchaft zu nehmerin verantwortlich. 

Berlin, welche unter dem 2. Juni bezw. 31. De⸗ $ 3. Die Unternehmerin iſt gehalten, die Bahn 
zember 1897 in das Handelsregiſter bei dem König⸗ für die Dauer ihrer Genehmigung ordnungsmäßig zu 
lichen Amtsgericht I zu Berlin eingetragen ift, auff betreiben. Zu dieſem Zweck iſt die Bahn nebſt den 
Grund des Geſetzes über die Kleinbahnen und Privat⸗ Betriebsmitteln fortwährend dem jeweiligen Verkehrs⸗ 
anſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 im Einvernehmen bedürfniß entſprechend auszurüſten und in einem ſolchen 
mit der Feſtungsbehörde zu Thorn und der vom Herrn Zuſtande zu erhalten, daß dieſelbe mit der im 8 7 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten zur Mitwirkung bei feſtgeſetzten größten Geſchwindigkeit befahren werden 
der Genehmigung beſtimmten Eiſenbahnbehörde, derſ kann. Ohne Genehmigung des Regierungspräſidenten 
Königlichen Eiſenbahn⸗ Direktion zu Bromberg, vor⸗ darf der Betrieb der Bahn nicht eingeſtellt werden. 
behaltlich der Rechte dritter, für die Zeit bis zum Für den Fall, daß der Betrieb ohne genügenden 
1. April 1991 unter nachſtehenden Bedingungen die Grund unterbrochen oder eingeſtellt werden ſollte, iſt 
Genehmigung. die Unternehmerin zur Zahlung einer Konventional⸗ 
Die Bahn und die Betriebsmittel ſindſſtrafe von „Einhundert Mark“ für jeden Tag der 
nach Maßgabe der von der Unternehmerin vorgelegten Unterbrechung verpflichtet mit der Maßgabe, daß die 
mit dem Genehmigungsvermerke vom heutigen Tage Entſcheidung darüber, ob und bis zum welchem Be⸗ 
verſehenen Pläne und Zeichnungen nebſt Erläuterungen trage dieſelbe als verfallen anzuſehen iſt, unter Aus⸗ 
unter Beachtung der hierbei vorgenommenen, ſowie ſchluß des Rechtsweges dem Herrn Minlſter der öffent: 
der nachſtehend angeordneten Aenderungen und Er⸗ lichen Arbeiten zuſteht. 
gänzungen herzustellen. Ich behalte mir vor, die nach⸗ $ 4. Die mit der Leitung der Bau⸗ und Be⸗ 
ſtehenden Bedingungen abzuändern und zu ergänzen, triebsverwaltung betrauten Perſonen (Vorſtand) find 


Ausgegeben in Marienwerder am 8. Dezember 1898. 
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der Aufſichtsbehörde anzuzeigen. Ebenſo iſt derſelben rechts betrauten Beamten iſt auf Erfordern der Auf⸗ 
von einer hierin eintretenden Aenderung Kenntniß zuſſichtsbehörde freie Fahrt auf der Bahn zu gewähren. 


geben. 


§ 9. Die Fahrpläne für den Perſonenverkehr 


§ 5. Alle im äußeren Betriebsdienſte beſchäf⸗ und bie Beförderungspreiſe für den Perſonenverkehr 
tigten Bedienſteten (Wagenführer, Schaffner, Kon⸗ ſind mindeſtens 14 Tage vor ihrer Einführung durch 
troleur u. ſ. w.) müſſen diejenige körperliche und geiſtige die 3 Thorner Lokalblätter, ſowie durch Aushang der 
Fähigkeit und diejenige Zuverläſſigkeit befigen, welche Fahrpläne und der Perſonenbeförderungspreiſe in den 


ihre Berufspflicht erfordert. Ueber alle im äußeren 


Perſonenbahnhöfen und Wartehallen oder in Ermange⸗ 


Betriebsdienſte beſchäftigten Bedienſteten find Nach⸗ lung derſelben in den Straßenbahnwagen ſelbſt zur 
weiſungen zu führen, welche über ihr Alter, ihre öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


etwaigen gerichtlichen und disziplinaren Beſtrafungen 


§ 10. Die Unternehmerin hat die Koſten der 


und über ſonſtige, für die Befähigung und Zuverläſſig⸗ Veröffentlichung der Genehmigung durch das Amts⸗ 
keit für ihren Dienſt erheblichen Umſtände Auskunft blatt und die ſonſtigen baaren Auslagen des Verfahrens 
geben müſſen. Auf Erfordern ſind dieſe Nachweiſungen zu tragen. 


der Aufſichtsbehörde vorzulegen. 


Allen im äußeren Dienſte beſchäftigten Be⸗ 
dienſteten ſind über ihre Dienſtverrichtungen und ihr 
gegenſeitiges Dienſtverhältniß ſchriftliche oder gedruckte 
Anweiſungen zu ertheilen. 

Dieſe Anweiſungen ſind der Aufſichtsbehörde in 
Abſchrift einzureichen. 

Bedienſtete, welche ſich als unfähig oder als un: 
zuverläſſig für ihren Beruf erwieſen haben, ſind auf 
Erfordern der Aufſichtsbehörde aus ihrem Dienſte zu 
entlaſſen. ’ 
§ 6. Die zum Verkehr mit dem Publikum be: 
rufenen Beamten müſſen bei ihrer Dienſtausübung 
durch Dienſtkleidung oder ein ſonſtiges Abzeichen als 
ſolche kenntlich ſein. 

§ 7. Die Geſchwindigkeit der Fahrten darf 
16 km in der Stunde nicht überſteigen. Bei allen 
Straßenkreuzungen und in den Weichen, ſowie wenn 
Hinderniſſe auf der Bahn bemerkt werden, muß die 
Fahrgeſchwindigkeit in einer den Umſtänden ange⸗ 
meſſenen Weiſe ermäßigt werden. 


Erforderlichen Falls wird der Betrieb durch eine 
von dem Regierungs⸗Präſidenten im Ein vernehmen 
mit der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion in Bromberg 
zu erlaſſende Betriebs Ordnung geregelt werden. Die 
Einrichtung des Fahrplans wird für die erſten drei 
Betriebsjahre dem Ermeſſen der Unternehmerin über⸗ 
laſſen. 

Nach Ablauf dieſes Zeitraums bleibt Beſtimmung 
darüber vorbehalten, in wie weit der Fahrplan der 
Feſtſtellung durch die Aufſichtsbehörde unterliegen ſoll. 

Ein jeder Fahrplan iſt der Auſſichtsbehörde mit⸗ 
zutheilen. 

§ 8. Die Feſtſetzung der Beförderungspreiſe 
ſteht der Unternehmerin auf fünf Jahre nach der Be 
triebseröffnung zu. 

Von einer jeden Feſtſetzung und einer jeden 
Aenderung der Beförderungspreiſe, ſowie von den all: 
gemeinen Anordnungen hinſichtlich der Beförderungs⸗ 
bedingungen ift der Aufſichtsbehörde Anzeige zu er⸗ 
ſtatten. Nach Ablauf dieſer Zeit erfolgt die Feſtſetzung 
des Höchſtbetrages durch die Aufſichtsbehörde. 

Den mit der Ausübung des ſtaatlichen Auſſichts⸗ 


— 


§ 11. Für die Verpflichtungen der Unternehmerin 


im Intereſſe der Landesvertheidigung ſind die Vor⸗ 
ſchriften der unter dem 13. Auguſt 1898 zu § 8 
Abſ. 1 und $ 9 des Geſetzes über Kleinbahnen und 
Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 ergangenen 
Ausführungsanweiſung, für die Verpflichtungen gegen⸗ 
über der Poſtverwaltung die Beſtimmungen im 8 42 
Nr. 1 und 3 des Geſetzes vom 28. Juli 1892 maß⸗ 
gebend. Außerdem iſt die Unternehmerin noch den 
nachſtehenden beſonderen Bedingungen unterworfen: 
1) Für den Betrieb der Straßenbohn ſind nur 


ſolche Dynamomaſchinen zur Kraftlieferung zu 
verwenden, deren Strompulſationen ſehr gering⸗ 
fügig ſind, damit Induktionsgeräuſche in den 
nahe der Bahn verlaufenden oberirdiſchen Fern⸗ 
ſprechleitungen vermieden werden. 

Falls, wie dies beabſichtigt wird, eine oberirdiſche 
blanke Leitung zur Zuführung der Betriebskraft 
an die Motorwagen benutzt wird, und die Gleis⸗ 
ſchienen zur Rückleitung der elektriſchen Ströme 
dienen ſollen, muß die metalliſche Rückleitung 
durch die Schienen eine möglichſt vollkommene 
ſein. Außerdem ſollen an denjenigen Stellen, 
an welchen die vorhandenen Telegraphen⸗ und 
Fernſprechleitungen die blanke Arbeitsleitung der 
Bahn oberirdiſch kreuzen, über der letzteren auf 
Koſten der Verwaltung der elektriſchen Straßen⸗ 
bahn ſtromloſe Schutzdrähte, in geeigneten Fällen 
Drahtnetze gezogen oder ſonſtige ſtromfreie Schutz⸗ 
vorrichtungen angebracht werden, durch welche 
eine Berührung der beiderſeitigen ſtromführenden 
Drähte vermieden wird. An Stelle der ſtrom⸗ 
freien Schutzvorrichtungen oder neben denſelben 
kann, beziehungsweiſe muß der Schutz der Tele⸗ 
graphen⸗ und Fernſprechleitungen auch durch 
andere Einrichtungen gemäß beſonderer, nach An⸗ 
hörung der Reichs⸗Telegraphen⸗Verwaltung durch 
die Aufſichtsbehörde zu treffender Anordnung her⸗ 
geſtellt werden. 

An den Kreuzungsſtellen muß der Abſtand der 
unterſten Telegraphen⸗ oder Fernſprechleitung 
von den Schutzdrähten und Tragelitzen mindeſtens 
1 Meter betragen. Wo zur Erreichung dieſes Ab⸗ 
ſtandes die Telegraphen- und Fernſprechleitungen 
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höher gelegt werden müſſen, hat dieſes durch 
die Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung auf 
Koſten der Straßenbahnverwaltung zu erfolgen. 
Inigleichen müſſen die in der Nähe von Tele⸗ 
graphen⸗ und Fernſprechleitungen aufzuſtellenden 
Pfoſten, welche zur Unterſtützung der Tragelitzen 
dienen, mindeſtens 1,25 m von der zunächſt be⸗ 
findlichen Telegraphen⸗ oder Fernſprechleitung 
entfernt bleiben. Sofern trotzdem zu befürchten 
iſt, daß z. B. beim Abtrieb der Leitungen durch 
Wind oder aus ſonſtigen Urſachen Berührungen 
der Telegraphen⸗ oder Fernſprechleitungen mit 
blanken Theilen der Speiſeleitung, der Arbeits⸗ 
leitung oder ſonſtigen ſtromführenden Theilen 
der Bahnanlagen an einzelnen Stellen eintreten 
können, ſind auf Antrag der Reichs Telegraphen⸗ 
verwaltung nach Anordnung der Aufſichtsbehörde 
geeignete Schutzvorrichtungen anzubringen, die 
eine Berührung der Schwachſtromleitungen mit 
der Starkſtromleitung verhindern. 

Die Aufſichtsbehörde wird an denjenigen Stellen, 
wo die elektriſche Bahn neben den Schwachſtrom⸗ 
leitungen verlauft, und der gegenſeitige Abſtand 
weniger als 10 m beträgt, auf Erſuchen der 
Reichs⸗Telegraphenverwaltung beſondere Schub: 
vorrichtungen an den Starkſtromleitungen zur 
Verhinderung der Berührung derſelben mit den 
Schwachſtromleitungen anordnen, ſofern nicht die 
örtlichen Verhältniſſe eine Berührung der Stark— 
ſtrom⸗ und Schwachſtromleitungen auch beim Um⸗ 
bruch von Stangen oder beim Zerreißen von 
Dräthen ausſchließen. 

Die unterirdiſchen Zuleitungen von der Kraft⸗ 
ſtation zu den Gleiſen und der Arbeitsleitung 
(Speiſeleitungskabel) müſſen thunlichſt entfernt 
von den Reichs⸗Telegraphenkabeln, wo es an⸗ 
gängig iſt, auf der anderen Straßenſeite verlegt 
werden. Kreuzungen der unterirdiſchen Kabel 
für Starkſtröme mit ſolchen für Schwachſtröme 
müſſen derartig erfolgen, daß der Abſtand der 
Kabel von einander mindeſtens 40 em beträgt. 
Werden Reichs⸗Telegraphenkabel von unter: 
irdiſchen Kabeln für elektriſche Starkſtröme ge 
kreuzt, oder verlaufen die Kabel in einem ſeit⸗ 
lichen Abſtande von weniger als 50 em von 
einander, ſo müſſen die Reichs⸗Telegraphenkabel 
— ſofern dieſe oder die Starkſtromkabel nicht 
in gemauerten Kanälen liegen — auf Koſten 
der Unternehmerin mit eiſernen Röhren, die 
über die Kreuzungsſtelle nach jeder Seite hin 
etwa 1,5 m und über die Endpunkte der Nähe⸗ 
rungsſtrecke 2—3 m hinausragen, umgeben, und 
die eiſernen Schutzrohre auf der den Starkſtrom⸗ 
kabeln zugewendeten Seite mit genügend ſtarken 
Halbmuffen aus Zement oder Beton bedeckt werden. 
Dieſe Muffen, deren Beſtimmung es iſt, fluͤſſiges 
Metall von den Schutzrohren abzuhalten bezw. 
zu ſtarke Erwärmung der eingelegten Kabel zu 
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verhüten, müſſen 50 em zu beiden Seiten der 
kreuzenden Starkſtromkabel bezw. bei ſeitlichen 
Annäherungen eben ſoweit über den Anfangs⸗ 
und Endpunkt der gefährdeten Strecke hinaus⸗ 
ragen. Wenn die Starkſtromkabel in Vertheilungs⸗ 
käſten eingeführt werden, und in einem Abſtande 
von weniger als 50 em von einem Kaſten ſich 
Telegraphen⸗ und Fernſprechkabel befinden, ſo 
ſind letztere ebenſo wie bei einer Näherung der 
Starkſtromkabel zu ſchützen. Von dieſer Maß⸗ 
regel kann abgeſehen werden, wenn der Ver⸗ 
theilungskaſten (mit Ausnahme des Deckels) von 
Mauerwerk oder von einer Zement⸗ oder Beton⸗ 
ſchicht umgeben iſt. 
Sind in Folge des parallelen Verlaufs der beider⸗ 
ſeitigen Anlagen oder aus anderen Urſachen 
Störungen der Telegraphen⸗ oder Fernſprech⸗ 
leitungen zu befürchten, oder treten ſolche Störungen 
auf, ſo hat die Unternehmerin geeignete Maß⸗ 
nahmen zur Beſeitigung der ſtörenden Einflüſſe 
zu treffen. 

Sofern ſich zur Vermeidung von Störungen 
des Telegraphhen⸗ oder Fernſprechverkehrs eine 
Verlegung von Telegraphen⸗ oder Fernſprechlinien 


als zweckmäßig erweiſt, hat die Unternehmerin 
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8) 


9) 


für die rechtlichen und bautechniſchen Vorbedin⸗ 
gungen der Verlegung zu ſorgen und die durch 
die Verlegung erwachſenden Koſten zu tragen. 
Die Aufſichtsbehörde wird auf Erſuchen der zu⸗ 
ſtändigen Ober⸗Poſtdirektion Beſtimmung darüber 
treffen, ob und wann zum weiteren Schutze der 
Reichs⸗Telegraphen⸗ und Fernſprechleitungen, ing: 
beſondere zur thunlichſten Verhütung von Brand⸗ 
ſchäden für den Fall des Uebertritts ſtärkerer 
Ströme aus den Starkſtromleitungen in die 
Schwachſtromleitungen in letztere von der Reichs⸗ 
Telegraphenverwaltung auf Koſten der Straßen⸗ 
e Schmelzſicherungen einzuſchalten 
ind. 

Dieſe Anordnung bleibt ausgeſetzt, bis ſich 
die Ober⸗Poſtdirektion ſchlüſſig gemacht hat. 
Falls die vorgeſehenen Schutzmaßregeln nicht 
ausreichen, um Unzuträglichkeiten oder Störungen 
für den Telegrapyen⸗ oder Fernſprechbetrieb fern⸗ 
zuhalten, hat die Unternehmerin der Starkſtrom⸗ 
anlage im Einvernehmen mit der zuſtändigen 
Kaiſerlichen Ober⸗Poſtdirektion ohne Verzug weitere 
Maßnahmen zu treffen, bis die Beſeitigung der 
Unzuträglichkeiten oder der ſtörenden Einflüſſe 
erfolgt iſt. Bei mangelndem Einverſtändniß 
zwiſchen der Reichs poſtbehörde und der Straßen⸗ 
bahn⸗Verwaltung beſtimmt die Aufſichtsbehörde, 
ob und in welcher Art weitere Sicherungsmaß⸗ 
nahmen ſeitens der Unternehmerin zu treffen ſind. 
Bei den aus Anlaß der Umwandlung des Pferde⸗ 
betriebes im elektriſchen Betrieb etwa nothwendigen 
Umlegungen beſtehender oder bei der Herſtellung 
neuer Gleiſe dürfen letztere, außer bei Kreuzungen, 
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14) 


15) 
16) 


17) 


Telegraphenverwaltung zu einer Zeit auszuführen, 
in welcher der Telegraphen⸗ oder Fernſprech⸗ 
betrieb ruht. 

11) Falls Fehler in der Starkſtromanlage zu Stö⸗ 
rungen des Telegraphen⸗ oder Fernſprechbetriebes 
Anlaß geben ſollte, ſo muß der elektriſche Betrieb 
der Bahn auf Anzeige des zuſtändigen Kaiſer⸗ 
lichen Poſt⸗ oder Telegraphenamts an die Betriebs⸗ 
verwaltung der Straßenbahn oder auf Verlangen 
der Kaiſerlichen Ober⸗Poſtdirektion in ſolchem 
Umfange und ſo lange eingeſtellt werden, wie 
dies zur Beſeitigung der Fehler erforderlich 

Darüber, ob und in wie weit eine Be- 
triebseinſtellung erforderlich iſt, hat bei etwaigem 
Mangel des Einverſtändniſſes der Straßenbahn⸗ 
verwaltung mit den vorbezeichneten Behörden 
der Reichs⸗Telegraphenverwaltung die eiſenbahn⸗ 
techniſche Aufſichtsbehörde zu entſcheiden. 


18) 


30. 


12) In der Bromberger Straße vom Städtiſchen Herrn 
Inhaber 
der Eliſabethſtraße eines Geſchäftsnachfolgers nicht geftattet iſt, fordere ich 


Kinderheim bis zum rothen Weg und in der dem 
Stadt, in der Breiteſtraße, 


und der Katharinenſtraße liegen zum Feſtungs⸗ geeignete Bewerber 
telegraph gehörige Kabel, zum Theil unmittelbar bei mir 


unter den Gleiſen, etwa 1,20 m tief in der Erde 
verſenkt. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß durch 1 
den ſtarken elektriſchen Strom der Straßenbahn 2. 
in dieſen Leitungen Induktionsſtröme erregt werden 3 
und hierdurch Störungen im Betriebe des Feſtungs⸗ 
telegraphen entftehen, } | 
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die nach der 


Sollte dieſer Uebelſtand eintreten, fo muß 

derſelbe auf Koſten der Geſellſchaft, nöthigenfalls 
durch Verlegen der Kabel, beſeitigt werden. 
Das Gleiſe der elektriſchen Bahn kreuzt die 
Kabel des Feſtungstelegraphen in der Bromberger⸗, 
der Katharinen⸗ und der Friedrichsſtraße im 
Ganzen 4 Mal. Die Fortifikation behält ſich 
vor, falls Kabelreviſionen an dieſen Stellen noth⸗ 
wendig werden, dieſe zu jeder Zeit auszuführen, 
auch wenn dadurch Betriebsſtörungen der elek⸗ 
triſchen Straßenbahn entſtehen ſollten. 
In der nördlichen Poterne des Bromberger 
Thores ſoll demnächſt ein für Armirungszwecke 
beſtimmter Schienenſtrang für Schmalſpurbahn 
(600 mm Spurweite) verlegt werden. 

Die Durchführung der projektirten Straßen⸗ 
bahn muß daher ſo ausgeführt werden, daß für 
den Bau dieſer Förderbahn keine Schwlerigkeiten 
entſtehen. — Die Straßenbahngeſellſchaft hat ſich 
unmittelbar mit der Fortifikation wegen Regelung 
dieſer Angelegenheit ins Einvernehmen zu ſetzen. 
Von Station 0,8 bis 1,2 kommt das Gleiſe in 
der Mitte der Straße zu liegen. 

Die an der Einmündung der Paſtorſtraße vor⸗ 
geſehene Weiche wird dergeſtalt nach Oſten ver⸗ 
ſchoben, daß der Eingang zur Paſtorſtraße durch 
dieſelbe nicht behindert wird. 
Von Station 4,9 ab wird die Bahn durch die Zufuhr⸗ 
ſtraße zum Hauptbahnhof geführt und auf dem 
Vorplatze münden. Die Art der Einmündung 
in den Vorplatz bleibt der beſonderen Verein⸗ 
barung mit der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion 
zu Bromberg vorbehalten. 
Eine Ueberführung der Straßenbahn über die 
Eiſenbahnbrücke iſt nicht geftattet. 

$ 12. Zur Betriebseröffnung iſt meine be: 


ſondere Genehmigung nöthig. 


Marienwerder, den 17. November 1898. 
(Siegel.) 
Der Regierungs⸗Präſident. 


iſt. 4) Mit Genehmigung des Herrn Ober⸗Präſidenten 
der Provinz Weſtpreußen ſoll in Graudenz eine neue 
Apotheke errichtet werden, und zwar in der Marien⸗ 
werder Vorſtadt zwiſchen der Amts⸗ 
ſtraße einerſeits und der Kaſernenſtraße andererſeits. 


und Peterſilien⸗ 
Unter Hinweis auf die Allerhöchſte Ordre vom 


Juni 1894 und den darauf ergangenen Erlaß des 


Medizinal⸗Miniſters vom 5. Juli 1894, wonach 
der neuen Apotheke die Präſentation 


auf, ihre Geſuche binnen 4 Wochen 
einzureichen. 
Dem Geſuch ſind beizufügen: 


der Lebenslauf, 


das Prüfungszeugniß als Apotheker, 
Zeit geordneten und gehefteten 
amtlich beglaubigten Servirzeugniſſe in Urſchrift 
oder amtlich beglaubigter Abſchrift, 
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4. die von den Polizeibehörden der Aufenthaltsorte 9) 
nach erfolgter Approbation ausgeſtellten Führungs⸗ 
zeugniſſe, 

5. der amtlich beglaubigte Nachweis über den Beſitz 


Bekanntmachung. 
Am 15. Dezember 1898 wird die normalſpurige 


Nebenbahn Rheda i. / Wpr. —Putzig mit den Stationen 
Rekau, Breſin, Sellistrau und Putzig dem öffentlichen 


der zur Errichtung und zum Betriebe einer Verkehr übergeben werden. 


Apotheke erforderlichen Mittel. 


Die Stationen dienen ſämmtlich dem Perſonen⸗ 


Außerdem iſt von dem Bewerber eine eides⸗ verkehr, Gepäck⸗, Leichen⸗, Eil⸗, Frachtſtückgut⸗ und 
ſtattliche Erklärung darüber abzugeben, ob er eine Wagenladungsgüterverkehr. In Rekau, Breſin und 
Apotheke bereits beſeſſen hat. Zutreffenden Falles ſind Sellistrau iſt die Annahme und Auslieferung von 


Zeitdauer des Beſitzes und die Gründe darzulegen, 
welche ihn zur Aufgabe ſeines Beſitzrechtes an der 
Apotheke veranlaßt haben; auch iſt ein genauer Nach⸗ 


Fahrzeugen oder Sprengſtoffen ausgeſchloſſen. Putzig 
iſt für den unbeſchränkten Viehverkehr eingerichtet. 


In Sellistrau kann nur Kleinvieh ver⸗ und ent⸗ 


weis des Kauf⸗ und Verkaufspreiſes der Apotheke zu laden werden. Rekau und Breſin ſind für den Vieh⸗ 


erbringen. 
Marienwerder, den 24. November 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
5) Der Herr Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen 
hat dem Vorſtande des Vereins Lehrerinnen⸗Feierabend⸗ 
haus unterm 18. d. Mts. die Erlaubniß ertheilt, zum 
Beſten des Fonds zur Errichtung eines Lehrerinnen⸗ 
Feierabendhauſes für Weſtpreußen im April 1899 eine 
Verlooſung von Handarbeiten und Kunſtgegenſtänden 10) 
zu veranſtalten und zu dieſem Zwecke 10 000 Looſe 
zum Preiſe von 50 Pfg. das einzelne Loos in der 
Provinz Weſtpreußen zu vertreiben. 
Marienwerder, den 28. November 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
6) Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 
daß die im Bau begriffene Eiſenbahn Jablonowo — 


Kron 


verkehr nicht eingerichtet. 


Gleichzeitig mit dem Tage der Betriebseröffnung 


werden die Stationen in den Gruppentarif J, die Staats: 
bahnwechſeltarife mit dieſer Gruppe und in den Staats⸗ 
bahnviehtarif einbezogen. 


Nähere Auskunft ertheilt unſer Verkehrsbüreau. 
Danzig, den 30. November 1898. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
Eröffnung des Perſonenhaltepunktes 
Dt. Krone Weſt. 
Am 3. Dezember d. Is. wird der auf der 


Bahnſtrecke Schneidemühl —Callies 2,3 km von Deutſch⸗ 


e und 3,0 km von Alte Eiche neu eingerichtete 


Perſonen⸗Haltepunkt Dt. Krone Weſt für den beſchränkten 
Perſonen⸗ und Gepäckverkehr eröffnet. Folgende auf 
der Strecke Schneidemühl—Callies verkehrende Züge 


Rieſenburg mit Abzweigung nach Marienwerder mitſwerden regelmäßig in Dt. Krone Weſt anhalten. Die 


Lokomotiv⸗Arbeitszügen befahren werden wird. 

Marienwerder, den 30. November 1898. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

7) Der Herr Finanz⸗Miniſter hat die Friſt für die 
Abgabe der Steuererklärungen nach 8 24 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes für das Steuerjahr 1899/1900 
auf die Zeit vom 4. bis einſchließlich 20. Januar 
1899 feſtgeſetzt. 5 

Marienwerder, den 30. November 1898. 

Der Vorſitzende 
der Einkommenſteuer⸗Berufungs⸗Kommiſſion. 
Bekanntmachung. 

Es wird daran erinnert, daß zur Vermeidung fahre 
der geſetzlichen Strafen nach Tarifftelle 48 des Stempel: 
ſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 die während der 
Dauer des Kalenderjahres 1898 in Geltung geweſenen, 11) 
ſchriftlich beurkundeten Pacht⸗ und Mieths⸗ pp. Verträge ſchuſſ 
über unbewegliche Sachen, ſofern der verabredete, nach 1898 
der Dauer eines Jahres zu berechnende Pacht⸗ oder den 


folgt 


Abfahrt der Züge von Dt. Krone Weſt findet wie 


ſtatt: 
Richtung nach Callies: 
2 


Zug 752. 4 Uhr 51 Min. Vorm. 
„„ 15 „ 
E 758 * [3 


n, Ae, Nachnt. 
Richtung nach Schneidemühl: 


7 Uhr 12 Min. Vorm. 
M. 55 „12 


„ 7 
Die bisherige Station Dt. Krone erhält die Be⸗ 


zeichnung Dt. Krone Oſt. 


Näheres iſt bei den Bahnhofsvorſtänden zu er⸗ 
n. 
Bromberg, den 28. November 1898. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
Durch rechtskräftigen Beſchluß des Kreis⸗Aus⸗ 
es des Kreiſes Graudenz vom 26. September 
iſt das Vorwerk Herrmannsdorf, beſtehend aus 
unter Artikel Nr. 7 eingetragenen Grundſtücken 


Miethszins pp. mehr als 300 Mark beträgt, von dem der Gemarkung Rittershauſen Kartenblatt 1 Parzellen 
Verpächter, Vermiether pp. in ein von allen Hauptzoll⸗ Nr. 111/34, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 44, 45, 46, 
und Haupt⸗Steuerämtern, Zoll⸗ und Steuerämtern und 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 114/56, 57, 


Stempelvertheilern unentgeltlich zu beziehendes Pacht⸗, 
Mieths⸗ pp. Verzeichniß einzutragen ſind, und dieſes 
bis zum Ablauf des Januar 1899 der zuſtändigen 
Steuerſtelle zur Verſteuerung vorzulegen iſt. 
Strasburg Wpr., den 30. November 1898. 
Königliches Haupt⸗Zoll⸗Amt. 


1 —˙àA EEE 


112/58 ꝛc., 113/65, 66, 67 und 115/69 in einer 
Größe von zuſammen 202, 2120 ha und 599,53 Thlr. 
Reinertrag, von dem Gutsbezirke Rittershauſen ab⸗ 
getrennt und mit dem Gutsbezirke Bogdanken vereinigt 
worden. 

Graudenz, 5. November 1898. Der Kreis⸗Ausſchuß. 
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Kleinbahn Dt. Krone — Virchow (Kreisgrenze). 


F a hr 
giltig vom Ta 


plan 


ge der Betriebseröffnung ab. 


500 1230 530 ab Dt. Krone Wet an 1140 230 730 
550 120 620 Lau Hoffſtädt ab. 1050 140 640 


Die Züge 1, 2, 5 und 6 verkehren nur 
Stargard i./ Pom., den 29. November 189 
Betriebs⸗Abtheilung Lenz 


18 
(Kreisgrenze). 

Am 5. Dezember 1898 iſt der Betrieb der 
Strecke Dt. Krone —Hoffſtädt nach dem bereits bekannt 
gegebenen Fahrplan für den Perſonen⸗, Gepäck, Leichen⸗, 
Vieh: und Güterverkehr eröffnet worden. — Von der 
Beförderung ausgeſchloſſen ſind Fahrzeuge pp., deren 
Ver⸗ bezw. Entladung eine Kopframpe erfordert, ſowie 
ferner Sprengſtoffe. — Alle für den Verkehr maß⸗ 
gebenden Beſtimmungen ſind in den Tarifen der Klein⸗ 
bahn enthalten, welche bei uns und bei den Dienſt⸗ 
ſtellen der Strecke während der Geſchäftsſtunden ein⸗ 
geſehen, auch ebendaſelbſt käuflich bezogen werden können. 
Stargard i / Pom., den 3. Dezember 1898. 
Betriebs⸗Abtheilung Lenz & Co. Stargard. 

14) Bekanntmachung. 

Der konzeſſionirte Markſcheider Aloys Mann 
hat ſeinen Wohnſitz von Waldenburg i. / Schl. nach 
Gottesberg verlegt. 

Breslau, den 29. November 1898. 

Königliches Oberbergamt. 

Bekanntmachung. 

Die Chauſſeegeldhebeſtelle Wachsmuth ſoll vom 
1. April k. Js. ab anderweit verpachtet werden. Hebe⸗ 
befugniß 1½ Meilen. Die Pacht betrug in den letzten 
Jahren 2213 Mark. Pachtkaution ½ der Jahrespacht. 
Sonſtige Bedingungen ſind im dieſſeitigen Kreisaus⸗ 
ſchußbureau einzuſehen, werden auch gegen Einſendung 
von 30 Pfg. in Briefmarken abſchriftlich mitgetheilt. 

Verſiegelte Offerten, mit entſprechender Aufſchrift 
verſehen, find bis zum 1. Januar k. 38. hier einzuſenden. 

Roſenberg, den 1. Dezember 1898. 8 

Kreis⸗Chauſſee⸗Vverwaltungs⸗Kommiſſion. 
Bekanntmachung. 

Die Chauſſeegeldhebeſtelle Heinrichau ſoll vom 
1. April k. Is. ab anderweit verpachtet werden. Hebe⸗ 
befugniß 1¼ Meilen. Die Pacht betrug in den letzten 
Jahren 530 Mark. Pachtkaution / der Jahrespacht. 
Sonſtige Bedingungen ſind im dieſſeitigen Kreisaus⸗ 
ſchußbureau einzuſehen, werden auch gegen Einſendung 
von 30 Pfg. in Briefmarken abſchriftlich mitgetheilt. 


15) 


jeden Dienſtag und Freitag, 


Kleinbahn Dt. Krone Virchow | 


jowie an den Krammarkttagen. 
8. 
& Co. Stargard i. / Pom. 


Verſiegelte Offerten, mit entſprechender Aufſchrift 
verſehen, find bis zum 1. Januar k. Js. hier einzuſenden. 
Roſenberg, den 1. Dezember 1898. 
Kreis⸗Chauſſee⸗Verwaltungs⸗Kommiſſion. 
17) Polizei⸗Verordnung 
für den Kreis Culm, betreffend das Fahren auf den 
Kreischauſſeen bei Schlittenbahn. 


Auf Grund des § 142 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883 und der 88 5 und 6 des 
Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 wird unter Zuſtimmung des Kreis ⸗ Ausſchuſſes 
für den Umfang des Kreiſes Culm folgende Polizei⸗ 
Verordnung erlaſſen: 

§ 1. Bei Schlittenbahn darf auf den Kreis- 


ſchauſſeen nur auf der rechten Seite der Chauſſee ge⸗ 


fahren werden, ſo daß zwei Bahnen (Geleiſe) beſtehen. 

Wer dieſer Vorſchrift zuwider handelt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu 30 Mk., an deren Stelle 
im Falle des Unvermögens eine entſprechende Haft⸗ 
ſtrafe tritt, beſtraft. 
Culm, den 24. November 1898. 

Der Landrath. 

Polizei⸗Verordunng, 
betreffend 

den Marktverkehr in der Stadt Neumark in Weſtpr. 


Auf Grund des 8 69 der Gewerbeordnung für 
das deutſche Reich vom 1. Juli 1883 und der 88 5 
und 6 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 
11. März 1850 in Verbindung mit § 143 des Ge⸗ 
ſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 wird hiermit unter Zuſtimmung des Magiſtrats 
für die Stadt Neumark in Weſtpr. verordnet, was folgt: 

J. Wochenmärkte. 

§ 1. Die Wochenmärkte finden an jedem Dienſtag 
und Freitag ſtatt. Fällt einer dieſer Markttage auf 
einen geſetzlichen Feiertag, ſo findet der Wochenmarkt 
am vorhergehenden Werktage ſtatt. 
Die Wochenmärkte beginnen im Sommerhalbjahr 
Uhr, im Winterhalbjahr um 7 Uhr Morgens 


18) 


um 6 
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und dauern bis Mittags 2 Uhr. Die Verkäufer Daſſelbe muß vielmehr in luftigen und geräumigen 
müſſen um dieſe Zeit den Marktplatz mit ihren Wagen, Behältern, Körben und dergleichen transportirt werden, 
Tiſchen ꝛc. bereits verlaſſen haben. worin die einzelnen Thiere neben einander Platz haben. 
§ 2. Die Wochenmärkte finden für die Schweine II. Jahrmärkte. 
auf dem Feuerwehr⸗Uebungsplatz, für alle anderen 8 10. Die Pferde: und Vieh“, ſowie die Kram: 
Gegenſtände des Wochenmarktverkehrs auf dem Markt⸗ märkte beginnen um 6 Uhr Morgens, und dürfen die 
platz ſtatt. Verkaufer vor dieſer Stunde weder ihre Plätze be⸗ 
$ 3. Die Verkaufsſtellen werden den Verkäufern legen, noch mit ihren Wagen auf den öffentlichen 
von den beaufſichtigenden Polizei⸗Beamten angemiefen. et a DE 700 entf 
. 0 . as Halten der Wagen auf den öffentlichen 
ben Pa e ee 15 5 Plätzen iſt inſoweit geſtattet, als dadurch der öffent⸗ 
3 liche Verkehr nicht gefährdet oder behindert wird. 


werten dem kaufenden Publikum ſichtbar gemacht „a 10 Ühr ‚Abends life die Plätze und 
g f , Straßen bereits wieder vollſtändig geräumt fein. 
§ 5. Sowohl auf dem Marktplatz als auch in 1 5 

den Straßen iſt das Füttern der Pferde verboten. 5 11. An den Viehmärkten find die Pferde 


a $ 
Leere Wagen dürfen auf dem Marktplatze während der = 105 e i da 01 0 ne 


Marktzeit nicht auffahren, und in den Straßen iſt das . 
Auffahren derſelben nur inſoweit geſtattet, als dadurch A e are 
die Paſſage nicht behindert oder eingeengt wird. in der Kirchen, der Synagogenſtraße und an er 
So darf namentlich ein Wagen nicht auf einer Promenade ab 1120 Alen 
betet gen e auf der anderen Seite be: Für den Fall eintretenden Raummangels behält 
reits ein Wagen ſteht. ER og hei f die Beſti St 
f Die mit Verkaufsartikeln beladenen Wagen haben 5 en Ye vegan Pe Aae 
in geordneten Reihen derart aufzufahren, daß die Zug⸗ verkehr Hattfinben darf, vor 
thiere mit den d den Häuſern oder entgegengeſetzt 12. Auf den Krammärkten werden gleichartige 
N eee = RR h 00 ; Gegenſtände möglichſt zuſammengeſtellt. 
b | Sugtbiere he mit den Köpfen nicht auf Niemand darf willkürlich einen Platz an den zum 
nnn eln gu ien nen Marktverkehr beſtimmten Stellen einnehmen, ſondern 
Zwischen den einzelnen . N 17 5 g hat ſich denſelben von den dazu beſtimmten ſtädtiſchen 
Zwiſchenräume von mindeſtens etern für das Marktaufſehern oder den Polizeibeamten anweiſen zu 
ar 5 frei eben. 5 in laſſen 
6. Gegenſtände des Wochenmarktverkehrs find: Wer dagegen handelt, muß auf Verlangen der 
1. rohe Naturerzeugniſſe, mit Ausnahme des größeren auſſichtsführenden 9 den Etat ſofort räumen. 
Setter and ale Sn der Schweine, Schafe, Kein Gewerbetreibende hat ein Vorzugsrecht auf 
Be ! 5 einen beſtimmten Platz, ſondern jeder muß mit dem 
2. Fabrikate, deren Erzeugung mit der Land⸗ und ihm angewieſenen Plaz zufrieden ſein. Berechtigten 


Forſtwirthſchaft, dem Garten⸗ und Obſtbau oder gz . 
der Fiſcherei in unmittelbarer Verbindung ſteht Al ſoll nach Möglichkeit Rechnung getragen 


oder zu den Nebenbeſchäftigungen der Landleute 9 13. 


der Umgegend gehört oder durch Tagelöhner⸗ Jeder Gewerbetreibende darf nicht mehr 


: ’ | - ; als einen Stand belegen. In beſonderen Fällen kann 
ee ra wird, mit Ausnahme der geiſtigen die Vll Verwollunn Ausnahmen hiervon geſtatten. 
ſriſche Lebensmittel aller Art, § 14. Das Ab⸗ und Aufladen der Geräthe 
diejenigen Gegenſtände, welche nach Ortsgewohn⸗ und Waaren hat möglicht ſchnell zu erfolgen. Leere 
ä er Br Wagen und Pferde dürfen während des Jahrmarkts 
heit und Bedürfniß von den Be ned De: auf den dem Marktverkehr dienenden Plätzen und 
hörden als zu den Wochenmarktsartikeln gehörig Straßen nicht ſtehen bleiben, ſondern müſſen nach An⸗ 
beſtimmt find (5 64 Abſ. 2 G. O.). weiſung der Polizeibeamten auf entlegenen Plätzen 
§ 7. Das Hauſiren mit anderen als den imſund in den Hinterſtraßen jedoch fo untergebracht werden, 
§ 6 Ziffer 2 und 3 bezeichneten Waaren iſt während daß der freie Verkehr nicht behindert wird. 
der Marktzeit verboten. § 15. Außer den für die Wochenmärkte zu⸗ 
§ 8. Die Käufer haben beim Kauf jedes Vor⸗gelaſſenen Gegenſtänden (§ 6) können auf den Jahr⸗ 
drängen und Beiſeiteſtoßen anderer Perſonen zu unter⸗ märkten Verzehrungsgegenſtände und Fabrikate aller 
laſſen und dürfen den Verkäufern oder anderen Per- Art mit Ausſchluß der geiſtigen Getränke feilgehalten 
ſonen keine Waaren entreißen oder dieſelben in ihrem werden. 
Handel ſtören. § 16. Jeder Gewerbetreibende iſt verpflichtet, 
§ 9. Das Binden und Tragen lebenden Feder⸗ an feiner Verkaufsſtelle eine Tafel, welche in deutlicher 
viehs an den Flügeln oder an den Füßen iſt verboten. und deutſcher Schreibweiſe den Vor⸗ und Zunamen, 
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ſowie den Wohnort des Gewerbetreibenden enthält, ments führte, jetzt öſtlich deſſelben in die Wegeſtrecke 
deutlich ſichtbar zu machen. nach Zielkau münden wird. 

III. Allgemeine Beſtimmungen. | Dieſes bringe ich auf Antrag der zum Schulbau 

$ 17. Außerhalb der für den Marktverkehr be⸗ Verpflichteten mit dem Bemerken zur allgemeinen Kennt⸗ 
ſtimmten Plätze und Straßen dürfen Verkaufsgegen⸗ niß, daß etwaige Einſprüche hiergegen gemäß § 57 
ſtände werden feilgehalten noch gehandelt werden. des Zuſtändigkeits⸗Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 binnen 

Auch iſt es verboten, Gegenſtände des Markt⸗ 4 Wochen, zur Vermeidung des Ausſchluſſes, hier 
verkehrs vor Beginn und nach Schluß der Märkte geltend zu machen ſind. 
feilzubieten oder zu handeln. Der Lauf der Prächufivfrift beginnt mit dem 

§ 18. Steine aus dem Straßenpflafter zu heben 8. d. Mts. 
und Pflöcke in dasſelbe einzuſchlagen, iſt den Markt⸗ Raudnitz Weſtpr., den 1. Dezember 1898. 
beſuchern verboten. Der Amtsvorſteher. 

§ 19. Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende 21) Per ſonal⸗Chronik. 

Beſtimmungen werden, ſofern nicht durch $ 149 Nr. 6 Der Königliche Waſſerbauinſpektor Zimmer⸗ 
der Gewerbeordnung vom 1. Juni 1883 eine höhereſmann zu Culm iſt in die Waſſerbauinſpektorſtelle 
Strafe verwirkt iſt, mit einer Geldſtrafe bis zu 9 Mk., zu Ratibor, im Bezirk der Oderſtrombauverwaltung 
im Unvermögensfalle mit Haft bis zu 3 Tagen beſtraft. verſetzt worden. 

8 20. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem Dem Kanzleiinſpektor Karl Blaſig bei der 
Tage ihrer Verkündigung unter Aufhebung aller ent⸗ Königlichen Anſiedelungskommiſſion in Poſen iſt der 
gegenſtehenden ortspolizeilichen Beſtimmungen in Kraft.] Charakter als Kanzlei⸗Sekretär verliehen worden. 

Neumark, den 6. Oktober 1898. Im Kreiſe Briefen iſt: 

Die Polizei⸗Verwaltung. a. der Rittergutsbeſitzer Diener zu Kl. Radowisk 
19) Polizei⸗Verorduung zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Radowisk, 
für den Gemeindebezirk Podgorz. b. der Beſitzer und Gemeindevorſteher Bormann 

Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über zu Neu Schönſee zum Stellvertreter des Amts⸗ 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und des vorſtehers für den Amtsbezirk Neu Schönſee, 
$ 143 des Geſetzes über die allgemeine Landesver⸗ . der Gutsbeſitzer Zeyſing zu Neuhof zum 
waltung vom 30. Juli 1883 in Verbindung mit dem Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Richnau 
$ 62 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872/19. ernannt. 

März 1881 wird unter Zuſtinmmung des Amtsaus⸗ Im Kreiſe Thorn iſt der Gutspächter Kurt 

ſchuſſes folgendes verordnet: Wegner zu Wytrembowitz zum Amtsvorſteher für 
§ 1. Der Beginn des Wochenmarktes wird für den Amtsbezirk Lulkau ernannt. 

die Zeit vom 1. April bis 30. September auf 6 Uhr Etatsmäßig angeſtellt ſind: der Poſtpraktikant 

Morgens, vom 1. Oktober bis 31. März auf 7 Uhr Parlow in Thorn als Poſtſekretär, der Telegraphen⸗ 

feſtgeſetzt. anwärter Gajewski in Thorn als Telegraphen⸗ 

Das Verkaufen von Gegenſtänden des Wochen⸗ aſſiſtent. 
marktverkehrs auf dem Wochenmarkte vor dieſer Zeit Verſetzt find: der Poſtverwalter Kollmann 
iſt nicht geſtattet. von Prechlau nach Baldenburg, der Poſtverwalter 

§ 2. Niemand darf den andern durch Zurück Suchland von Firchau nach Prechlau. 
drängen oder auf andere Weiſe von einem beabſichtigten Freiwillig ausgeſchieden iſt: der Poſtverwalter 
Kauf und Handel abhalten oder darin ſtören. Wegner in Baldenburg. 

8 3. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehende Der Kreisſchulinſpektor Komorowski in Leſſen ift 
Verordnung werden mit Geldſtrafe bis zu 9 Mark vom 19. Dezember d. Is. bis zum 2. Januar k. Is. 
beſtraft, an deren Stelle im Unvermögensfalle ent⸗ beurlaubt und wird während dieſer Zeit von dem 
ſprechende Haft tritt. Kreisſchulinſpektor, Schulrath Dr. Kaph ahn in 

Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem Sy vertreten. 


Tage ihrer Verkündigung in Kraft. e) Erledigte Schulſtellen. 
Podgorz, den 3. Oktober 1898. Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Neu 
Der Amtsvorſteher. Zakrzewo, Kreis Flatow, iſt zum 1. Dezember d. Js. 
20) Bekanntmachung. erledigt. 
Durch den Bau eines neuen Schulgebäudes in Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 


Gramten iſt die Verlegung der Dorfſtraße in Gramten dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
in der Weiſe zur Nothwendigkeit geworden, daß die ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Straße, welche bisher weſtlich des alten Schuletabliſſe⸗ Herrn Bennewitz zu Flatow zu melden. 

(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 49.) 


Rediairt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei, 


